
auch zumindest die Möglichkeit zu einer Aussprache. Und ich 
bin immer noch der Meinung, daß das erhebliche Auswirkungen 
hat, wenn wir heute den Beitritt erklären, ohne daß die Bedin­
gungen heute erfüllt sind, die wir eigentlich als Voraussetzun­
gen benennen.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Ich kann dazu zunächst folgendes sagen: Das Präsidium hatte 
im Wissen darum, daß sich die beiden Anträge schwer voneinan­
der abgrenzen lassen, weil die Frage, ob nicht bereits der Antrag 
des zweiten Tagesordnungspunktes ein Abänderungsantrag 
zum ersten ist oder umgekehrt, sich schwer entscheiden läßt. 
Uns blieb nichts anderes übrig, als in einer Reihenfolge, auch in 
der Reihenfolge, wie eben die Abänderungsanträge eingegan­
gen sind - denn dieser ist ja erst später eingegangen - abzustim­
men. Ich habe auch volles Verständnis dafür, wenn jetzt dazu 
noch das Wort gewünscht wird. Der Abänderungsantrag, den ich 
vorhin verlesen habe, den ich auch gern noch einmal verlesen 
will, weil er Ihnen nicht schriftlich vorliegt, ist freilich so be­
schaffen, daß dazu noch einmal gesprochen werden können 
muß.

Ich lese zunächst noch einmal diesen Abänderungsantrag vor 
und frage dann, ob dazu das Wort gewünscht wird und wer dazu 
sprechen möchte. Ich sehe noch einen Geschäftsordnungsan­
trag. Er betrifft aber, glaube ich, die Abstimmung. Dann können 
wir das noch einen Moment zurückstellen.

Der Abänderungsantrag lautet:

„Die Volkskammer erklärt den Beitritt zum Geltungsbereich 
des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland gemäß 
Artikel 23 des Grundgesetzes mit Wirkung vom 3. Oktober 
1990. Sie geht dabei davon aus, daß die Beratungen zum Eini­
gungsvertrag zu diesem Termin abgeschlossen sind, die 
2 + 4-Verhandlungen einen Stand erreicht haben, der die au­
ßen- und sicherheitspolitischen Bedingungen der deut­
schen Einheit regelt, die Länderbildung soweit vorbereitet 
ist, daß die Wahl in die Länderparlamente am 14. Oktober 
1990 durchgeführt werden kann.“

Ich frage jetzt, ob dazu noch das Wort gewünscht wird. - Bitte 
schön, der Abgeordnete Reich.

Prof. Dr. Reich (Bündnis 90/Grüne):

Ich will es kurz machen. Ich bin der Meinung, wir kommen mit 
auch noch so verklausulierten und geschickten Formulierungen 
nicht aus dem Dilemma heraus, daß es zwei Standpunkte gibt. 
Der eine: Wir wollen heute nicht Ankündigungen, wie Herr Ort­
leb gesagt hat, wiederholen, sondern zu einem mit Zweidrittel­
mehrheit beschlossenen Beitrittstermin kommen und die ande­
re Denkschule, daß dieser Beitritt nur dann annehmbar ist, wenn 
die Vorbedingungen, die nun alle schon hundertmal genannt 
worden sind, erfüllt sind.

Ich glaube nicht, daß es möglich ist, zwischen diesen beiden 
Standpunkten eine vermittelnde Formulierung zu finden. Auch 
die Formulierung, die hier vorgeschlagen ist, vermittelt nicht. Es 
gilt nicht, daß wir beitreten zu dem Grundgesetz und dazu Be­
dingungen nennen. So was gibt es nicht. Das ist ausdrücklich 
ausgeschlossen, so daß das, wovon wir ausgehen, was wir also 
hinten dranhängen, das ist eine Erwartung oder sonst irgend et­
was, aber keine bindende Einschränkung,

(Beifall vorwiegend bei PDS und Bündnis 90/Grüne)

die etwa, wenn da irgend etwas nicht erfüllt wäre, die ganze Sa­
che rückgängig machen würde.

Darüber müssen wir uns im klaren sein. Es geht nur: Wir sa­
gen jetzt ja und treten bei, oder wir treten nicht bei und warten 
die Bedingungen ab, die die Regierung aushandeln soll.

(Vereinzelt Beifall, vorwiegend bei PDS und 
Bündnis 90/Grüne)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. Ich glaube, die Interpretation ist korrekt. Bitte 
schön, Herr Gysi.

Dr. Gysi (PDS):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich will es auch 
versuchen, kurz zu machen. Ich will nur darauf hinweisen, daß 
ich dieser Interpretation voll zustimme und daß wir unserer ei­
genen Regierung damit jeden Verhandlungsspielraum nehmen. 
Wenn wir klipp und klar heute erklären, ab dem 3. Oktober 1990 
gehört die DDR zum Geltungsbereich des Grundgesetzes der 
Bundesrepublik Deutschland, könnte man auch jede Verhand­
lung beenden. Es gibt nichts mehr, was die Regierung der DDR 
entgegensetzen kann. Man braucht eigentlich nur noch abzu­
warten, und dafür sind die Fragen zu wichtig, die noch verhan­
delt und entschieden werden müssen.

Wir müssen unserer eigenen Regierung ein Minimum an 
Spielraum lassen, ganz abgesehen von dem, was ich vorhin sag­
te, nämlich der Unter-Druck-Setzung von vier Großmächten.

Und das letzte, was ich dazu noch sagen will, ist folgendes: 
Man wird uns später messen daran, wie es uns gelungen ist, in 
diesem Einigungsprozeß die Interessen der Bürgerinnen un 
Bürger der DDR zu vertreten. Und wenn jetzt vieles schiefge“ 
hen sollte, aber diesen Beschluß, den können wir nicht mehr zu­
rücknehmen - der Beitritt ist dann endgültig zum 3. Oktober 
vollzogen - dann wird man uns zur Rechenschaft dafür ziehen, 
daß wir das eine oder das andere, was ungeheuer wichtig gewe­
sen wäre, nicht mehr geregelt oder nicht mehr durchgesetzt ha­
ben, was wir noch tun könnten, wenn wir heute sagen, an wel­
chem Tag wir darüber entscheiden, aber den Beitritt selbst 
noch nicht vollziehen, um der Regierung und damit auch der 
Volkskammer ein Minimum an Spielraum bei der Interessen­
vertretung und bei der Durchsetzung der Interessen auch bei 
unserem Verhandlungspartner, der Bundesrepublik Deutsch­
land, zu ermöglichen.

Ich appelliere deshalb an Sie, nicht leichtfertig populistisch zu 
entscheiden, sondern daran zu denken, wenn wir zur Abstim­
mung über diesen Änderungsantrag und dann über den Antrag 
selbst kommen.

(Vereinzelt Beifall, vorwiegend bei PDS)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. Ich sehe noch drei Wortmeldungen, also offen­
bar jede Fraktion noch mit einem kurzen Statement. Ich arbeite 
das jetzt der Reihenfolge ab, wie ich es gesehen habe. Der Abge­
ordnete Krause zunächst.

Dr. Krause (CDU/DA):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Fraktion der 
CDU/DA gehört mit zu den Einreichern des Abänderungsvertra­
ges. Wir sind uns der vollen Verantwortung in dieser Stunde be­
wußt. Wir schätzen ein, daß die geplanten Verhandlungen, bis 
zum Anfang der nächsten Woche gedacht, beendet sind, von die­
sem Schritt nicht beeinflußt werden.

Ich möchte daran erinnern, daß in viel größerem Umfang die 
permanente Diskussion um die Termine bis hin zum permanen­
ten sofortigen Beitritt eine wesentlich größere Verunsicherung 
auch der Verhandlungspartner darstellt. Ich würde, da wir in 
dieser für unser Volk so wichtigen Frage hier einen für unser 
Haus breiten Konsens gefunden haben, Sie bitten, diesem Abän­
derungsantrag und damit dem geänderten Antrag zuzustimmen. 
- Danke schön.

(Beifall bei CDU/DA)
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